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D
ie Situation auf dem

 Ausbildungsstellenm
arkt ist alarm

ie-
rend. 

N
achdem

 in B
aden-W

ürttem
berg im

 vergangenen Jahr, trotz
steigender Schülerzahlen, 5,8 %

 w
eniger Ausbildungsverträ-

ge abgeschlossen w
urden, w

urden den A
rbeitsäm

tern im
Land bis Ende M

ärz d.J. 14,4 %
 w

eniger Ausbildungsstellen
gem

eldet als im
 Vorjahr. 

Im
m

er m
ehr Jugendliche bleiben ohne Ausbildung oder w

er-
den in W

arteschleifen abgeschoben. Ein G
roß

teil der sicher-
lich gut gem

einten schulischen und auß
erbetrieblichen

M
aß

nahm
en erw

eist sich dabei als Sackgasse. B
eispielsw

ei-
se erhalten nur knapp über 10 %

 der Schülerinnen und
Schüler des B

erufsvorbereitungsjahres im
 A

nschluss tatsäch-
lich eine Ausbildungsstelle.

Es ist schon schizophren und gefährlich zugleich: Trotz des
beklagten und prognostizierten M

angels an Fachkräften
geht die Ausbildungsbereitschaft in den B

etrieben zurück.
D
ie Ausbildungsquote ist nach Einschätzung aller Experten

schon heute m
it ca. 4 %

 viel zu gering. Vor dem
 H

intergrund
der dem

ografischen Entw
icklung drohen nun die Fachar-

beitsm
ärkte zu kollabieren. D

am
it w

ird auch das auf Q
uali-

fikation basierende Produktionsm
odell in D

eutschland
nachhaltig gefährdet. 

Es ist also in m
ehrfacher H

insicht ein dringender H
and-

lungsbedarf angezeigt. M
it unverbindlichen Appellen alleine

ist der dram
atischen Situation auf dem

 Ausbildungsstellen-
m

arkt nicht beizukom
m

en. D
afür gibt es keinen stärken 

B
eleg, als die Praxis selbst: Trotz aller Appelle hat sich die

Ausbildungsplatzsituation w
eiter verschärft. W

as w
ir brau-

chen sind belastbare Zusagen. Insofern begrüß
en w

ir die
Aussage, die der B

undeskanzlers in der „A
genda 2010“ ge-

troffen hat: Für den Fall, dass die W
irtschaft ihre Ausbil-

dungsplatz-Zusage im
 Jahr 2003 erneut nicht einhält, soll

es zu einer gesetzlichen Ausbildungsabgabe kom
m

en.

D
ie qualifizierte B

erufsausbildung für alle bleibt unser vor-
rangiges Ziel. D

eshalb haben w
ir bei Professor D

r. Felix
R
auner, Institut für Technik und B

ildung an der U
niversität

B
rem

en, eine Expertise zur Schaffung von zusätzlichen Aus-
bildungsstellen in Auftrag gegeben. D

arin finden sich unse-
rer M

einung nach viele gute Ideen, w
ie zusätzliche Ausbil-

dungsstellen geschaffen w
erden können und gleichzeitig

das duale System
 der B

erufsausbildung stabilisiert w
erden

kann. D
abei kom

m
t es zu einer sinnvollen Verschränkung

m
it dem

 Them
a „Ausbildungsqualität“. 

U
nabhängig w

ie m
an zu den einzelnen der vorgestellten Po-

sitionen auch stehen m
ag, liefert dieses G

utachten von
Prof. R

auner eine w
ichtige A

nregung für die D
iskussion. W

ir
sind uns sicher: Vieles w

ird Zustim
m

ung und m
anches auch

W
iderspruch erfahren, aber auf jeden Fall, w

ird es die 
D
iskussion und hoffentlich auch die Praxis fruchtbar berei-

chern. Es kom
m

t auch hierbei darauf an, w
as m

an daraus
m

acht. 
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Trotz eines M
angels an Fachkräften besteht ein M

angel an
Ausbildungsplätzen. D

ies ist ein charakteristisches M
erkm

al
des Zusam

m
enspieles zw

ischen B
eschäftigungssystem

en –
genauer: der Facharbeitsm

ärkte – und dem
 B

erufsbildungs-
system

 gew
orden. D

ie zu niedrige Ausbildungsquote von
etw

a vier Prozent unterliegt zw
ar den üblichen konjunktu-

rellen Schw
ankungen, jedoch w

irken sich diese Schw
ankun-

gen auf dem
 Ausbildungsm

arkt stärker aus als auf dem
 A

r-
beitsm

arkt selbst, von dem
 aus sie sozusagen durchge-

reicht und dabei verstärkt w
erden: 

D
iese starke prozyklische Reaktion hat zu einem

 dram
ati-

schen R
ückgang an Ausbildungsplätzen geführt. Ausbildung

und Ausbildungsplätze w
erden häufig vorrangig als Potenzi-

al zur Kostenreduktion angesehen, da hier die erzielbaren
Einspareffekte w

esentlich schneller und spürbarer eintreten
(akute W

irksam
keit) als die Folgen, deren B

eseitigung 
später Kosten verursacht (latente W

irksam
keit). D

ieses be-
triebsw

irtschaftliche Verhalten entspringt einer R
ationalisie-

rungslogik, die typischerw
eise einem

 kurzfristigen ‚Return
of Investm

ent‘ verpflichtet ist. D
ie R

ationalität dieses 
Verhaltens w

ird durch die Erfahrung gestützt, dass der Fach-
kräftebedarf in Zeiten andauernder und hoher A

rbeitslosig-
keit durch einen expandierenden W

eiterbildungsm
arkt 

sow
ie die groß

e Zahl A
rbeitssuchender gedeckt w

erden
kann. D

aher erw
eisen sich die Facharbeitsm

ärkte als stabil
und kollabieren nicht, w

as angesichts der seit langem
 viel

zu niedrigen Ausbildungsquote zu erw
arten sein könnte. 

Ein betont anti-zyklisches Q
ualifizierungsverhalten, w

onach
in P

hasen w
irtschaftlichen Abschw

ungs in die Q
ualifizierung

der B
eschäftigten und die N

achw
uchsförderung investiert

w
ird, findet sich nur selten. Statt dessen lässt sich das per-

sonalw
irtschaftliche H

andeln von der A
nnahm

e leiten, dass
das duale B

erufsbildungssystem
 durch seine B

etriebs- und
A
rbeitsm

arktnähe quasi autom
atisch zu einer B

alance zw
i-

schen N
achfrage und A

ngebot an Ausbildungsplätzen – und
dam

it zu funktionierenden Facharbeitsm
ärkten – führt. 

D
iese verbreitete These kann nicht generell bestätigt w

er-
den. Es bedarf hier einer sektorspezifischen D

ifferenzie-
rung. In Sektoren, in denen die B

erufsausbildung zur W
ert-

schöpfung m
ehr beiträgt als ihre Kosten ausm

achen, gibt
es seit jeher ein Ü

berangebot an Ausbildungsplätzen. D
ie-

ser Effekt schw
indet allerdings seit zw

ei Jahrzehnten, da die
Ausbildungsattraktivität in diesen Ausbildungssektoren 
traditionell niedrig ist und daher unter den Schulabgängern
hauptsächlich diejenigen erreicht w

erden, die nach den 
U
ntersuchungen der PISA

-Studie überproportional zur R
isi-

kogruppe der Jugendlichen m
it unzureichender Ausbildungs-

reife gehören. D
ies hat dann eine relativ hohe Abbrecher-

7 quote zur Folge. D
ieser Zusam

m
enhang hat dazu beigetra-

gen, dass es auch in den traditionell über den B
edarf 

ausbildenden B
ranchen zu einem

 deutlichen R
ückgang von

Ausbildungsplätzen gekom
m

en ist. 

Konjunkturelle Abschw
ünge führen regelm

äß
ig zu einer

überproportionalen Zurückhaltung bei der Ausbildung und
zum

 Abbau von Ausbildungsplätzen. Es handelt sich dabei
nicht um

 tem
poräre, konjunkturell und dem

ografisch be-
dingte K

risen. Tatsächlich haben w
ir es m

it Strukturkrisen
des System

s der Erstausbildung zu tun, in deren Folge sich
andere W

ege der Rekrutierung von Fachkräften herausbil-
den. M

ittlerw
eile trägt zum

 Abbau von Ausbildungsplätzen
erheblich bei, dass der Fachkräftebedarf auch anders als
über eine duale B

erufsausbildung abgedeckt w
erden kann.

U
nd zw

ar durch

–
die groß

e Zahl der Studienabbrecher,
–

Teilnehm
er/Absolventen aus U

m
schulungs- und aus 

W
eiterbildungsm

aß
nahm

en (bei hoher A
rbeitslosigkeit),

–
die Einstellung von Fach- und H

ochschulabsolventen auf
Fachangestellten- und Facharbeiter-A

rbeitsplätzen sow
ie

–
Absolventen schulischer Ausbildungsgänge.

D
iese Rekrutierungsw

ege w
eisen ihrerseits Tendenzen auf,

die den Abbau von Ausbildungsplätzen begünstigen. D
urch: 

–
die Subventionierung „praktischer“ B

erufsausbildung in 
B
ildungsträgern.

Vor dem
 H

intergrund einer an kurzfristigen Renditen ori-
entierten Kostenrechnung erscheint das „O

utsourcing“ 
der B

erufsausbildung und die dam
it einher gehende 

Auslagerung der praktischen B
erufsausbildung in auß

er-
betriebliche B

erufsbildungsstätten und ihre Finanzierung
aus öffentlichen M

itteln rentabel.
–

die Subventionierung der betrieblichen B
erufsausbildung

durch Präm
ien für die Schaffung zusätzlicher Ausbil-

dungsplätze.
D
urch Ausbildungszurückhaltung können B

etriebe auf 
der G

rundlage solcher M
aß

nahm
en in den G

enuss von 
Ausbildungszuschüssen gelangen. B

ilden zw
ei benach-

barte B
etriebe aus, von denen der eine seine Ausbil-

dungsplätze
subventionieren lässt und der andere nicht,

w
ird faktisch das betriebliche Ausbildungsengagem

ent 
durch das Vorenthalten von Subventionen „bestraft“.

D
er Ausbau auß

erbetrieblicher Ausbildungsw
ege w

ie bei
freien Trägern kann aber nicht m

ehr als eine sozial- und be-
schäftigungspolitische N

otlösung sein. U
nter Q

ualitätskrite-
rien stellen diese zusätzlichen, eigentlich kom

pensatori-
schen Ausbildungsw

ege keine w
irklichen A

lternativen zu 

1
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9

K
räften nicht m

ehr überlebensfähig ist. Es bedarf daher 
eines grundlegend anderen A

nsatzes zur Schaffung neuer
A
usbildungsplätze.

Es gilt, M
aß

nahm
en zu entw

ickeln, die beiden H
erausforde-

rungen – sow
ohl dem

 Ausbildungsplatz- als auch dem
 Fach-

kräftem
angel – gleicherm

aß
en gerecht w

erden. So m
uss

zum
 einen kurz- bis m

ittelfristig die Lücke an Ausbildungs-
plätzen geschlossen w

erden – und das nicht bloß
 auf der

aggregierten Ebene bundesw
eiter, berufsunspezifischer

Zahlen. D
iese Zahlen verdecken die starken regionalen und

branchenspezifischen U
nterschiede bei der N

achfrage nach
Fachkräften und dem

 A
ngebot an Ausbildungsplätzen. Zum

anderen m
üssen diese M

aß
nahm

en aber auch die Attrak-
tivität des B

erufsbildungssystem
s für Ausbildungsbetriebe

und Auszubildende erhöhen und nachhaltig stabilisieren,
dam

it dem
 m

ittel- bis langfristig absehbaren M
angel an

qualifizierten B
erufsbew

erbern begegnet w
erden kann. D

as
duale System

 der B
erufsbildung m

uss seine Attraktivität 
im

 Vergleich zu anderen K
arrierem

öglichkeiten verbessern.
M

aß
nahm

en, die eines der beiden Ziele auf Kosten des an-
deren zu erreichen suchen, sind daher zu verm

eiden. D
ies

gilt z. B
. für die Forderung, die Ausbildungszeiten zu verkür-

zen, w
ie generell für alle Versuche, die Kosten der Ausbil-

dung zu Lasten ihrer Q
ualität abzusenken.

Eine Verbindung der beiden Ziele ist an die prim
äre B

edin-
gung geknüpft, dass sich alle notw

endigen Ausbildungsleis-
tungen für die B

etriebe als rentable Investition darstellen.
Einschlägige Studien des B

IB
B
 zeigen, dass sich unter 

Einbeziehung der O
pportunitätskosten, die die Fachkräfte-

rekrutierung verursacht, Ausbildung letztlich rechnet. D
ieses

Ergebnis beruht allerdings auf Voraussetzungen, die ihrer-
seits qualifiziert w

erden m
üssen. D

as B
IB

B
 berechnet die

Ausbildungskosten, indem
 die B

rutto-Vollkosten auf die
Teilkosten zurückgeführt w

erden, die in der Ausbildung von
den B

etrieben zusätzlich zu erbringen sind. D
em

 stehen die
Erträge durch den w

ertschöpfenden betrieblichen Einsatz
der Auszubildenden gegenüber. D

ie G
esam

tnettokosten (im
Jahre 2000 7.344 Euro pro Auszubildendem

 pro Ausbil-
dungsjahr) lassen sich m

it 5.765 Euro eingesparten Kosten
zur Fachkräfterekrutierung sow

ie nicht quantifizierbarem
N
utzen w

ie z. B
. niedrigeren Fluktuationsraten und Erhö-

hung des A
nsehens von ausbildenden B

etrieben in der Ö
f-

fentlichkeit verrechnen. 

Entscheidend für die ja in jedem
 Fall zu steigernde be-

triebliche Ausbildungsbereitschaft sind solche Rechnungen
augenscheinlich nicht. D

ie Ausbildungskosten variieren
nicht nur zw

ischen H
andw

erk und Industrie bzw
. H

andel,
sondern v. a. auch zw

ischen den einzelnen B
ranchen. U

nd

diese Schw
ankungen sind durchaus beachtlich. N

eben der
Lohnstruktur spielen hier auch M

öglichkeiten eine Rolle,
die Auszubildenden in realen A

rbeitsprozessen (statt in
Lehrw

erkstätten) w
ertschöpfend einzusetzen und dabei zu

qualifizieren. Eine höhere B
eteiligungsquote der B

etriebe
an der Ausbildung ist dann zu erw

arten, w
enn schon w

äh-
rend der Ausbildungszeit ein G

egenw
ert zu den notw

en-
digen Investitionen greifbar w

ird. 

D
ie Forschungsbefunde des ITB

 zur Realisierung einer 
qualifizierten dualen B

erufsausbildung auf dem
 N

iveau aus-
geglichener Facharbeitsm

ärkte lassen sich zu der These 
zusam

m
enfassen, dass die drei Ziele

–
Erhöhung der Ausbildungsqualität,

–
Reduzierung der Ausbildungskosten und

–
eine höhere Ausschöpfung der betrieblichen Ausbildungs-
potenziale

gem
einsam

 zu erreichen sind. Im
 Folgenden soll gezeigt

w
erden, dass diese Ziele m

iteinander korrespondieren und
sich in ihrer U

m
setzung w

echselseitig bedingen. D
as heiß

t,
dass z. B

. eine Erhöhung der Ausbildungsqualität nicht
zw

ingend höhere Ausbildungskosten verursacht, sondern
auch m

it einer Reduzierung der Ausbildungskosten verein-
bar ist.

D
ie im

 Folgenden zu begründenden M
aß

nahm
en zur Schaf-

fung neuer Ausbildungsplätze basieren auf m
iteinander zu-

sam
m

enhängenden G
rundsätzen. D

am
it w

ird gew
ährleistet,

dass die in dieser Expertise vorgeschlagenen Einzelm
aß

-
nahm

en sich zu einer system
ischen Innovation

zusam
m

en-
fügen. Isolierte Einzelm

aß
nahm

en, die sich nicht zu einem
konsistenten Reform

konzept zusam
m

enfügen lassen, sind
häufig von N

ebenw
irkungen begleitet, die in ihren nega-

tiven Ausw
irkungen die positiven Effekte neu geschaffener

Ausbildungsplätze gelegentlich übertreffen. So haben 
nahezu durchgängig die Schaffung auß

erbetrieblicher Aus-
bildungsplätze sow

ie andere Form
en der staatlich subven-

tionierten betrieblichen B
erufsausbildung letztlich zum

N
achlassen der Ausbildungsbereitschaft der B

etriebe beige-
tragen.

D
ie folgenden Vorschläge folgen der Idee, dass eine M

oder-
nisierung der dualen B

erufsausbildung den A
nschluss ihres

System
s und ihrer Inhalte an die auß

erhalb längst vollzoge-
nen gesellschaftlichen, technologischen und ökonom

ischen
Veränderungen finden m

uss. D
azu ist es notw

endig, die
M

öglichkeiten, die der Einsatz neuer Techniken und O
rgani-

sationsstrukturen in und zw
ischen den B

etrieben m
it sich

bringt, für die Ausbildung zu nutzen.

einer Erstausbildung in dualer Form
 dar. Verschiedene U

nter-
suchungen z. B

. des B
IB

B
 haben gezeigt, dass für auß

er-
betrieblich qualifizierte Auszubildende die Schw

elle zum
Facharbeitsm

arkt nur schw
er zu überw

inden ist. D
ies liegt

u. A
. daran, dass hohe Ausbildungsqualität nur durch ihre

Einbettung in eine betriebliche B
erufsausbildung und dam

it
in lernförderliche A

rbeits- und G
eschäftsprozesse erzielt

w
erden kann. 

N
eben dem

 Q
ualitätsproblem

 m
acht sich auch ein M

engen-
problem

 bem
erkbar. D

ie in den letzten 20 Jahren erfolgte
Ausw

eitung schulischer Form
en der B

erufsausbildung durch
die Verm

ehrung bzw
. Ausw

eitung von B
erufsfachschulen,

schulischen und auß
erbetrieblichen Form

en der beruflichen
G
rundbildung, die Einführung von B

erufsvorbereitungs-
klassen und ähnliche M

aß
nahm

en hat die Verw
eildauer im

(Aus)B
ildungssystem

 in den letzten vier Jahrzehnten stetig
erhöht (vgl. R

eier 2001). D
ies hat – so w

eit es um
 berufsvor-

bereitende M
aß

nahm
en geht – nicht zu einer Verbesserung

des Ü
berganges von der Schule in die B

erufsausbildung
beigetragen. Vielm

ehr w
urde häufig nur der Zeitpunkt ver-

schoben, an dem
 die Ausbildungs- bzw

. B
eschäftigungslosig-

keit eintritt. D
er eigentlich w

irksam
e Effekt dieser M

aß
nah-

m
en jenseits des dam

it teilw
eise sicherlich erreichten sozial-

politisches Ziels besteht in der Etablierung von Strukturen,
die heute einer bedarfsgerechten Lösung des Ü

bergangs-
problem

s im
 W

ege stehen und in insofern Teil des Problem
s

w
urden, dessen Lösung sie eigentlich dienen sollen. 

M
it den Program

m
en zur Subventionierung von Ausbil-

dungsplätzen w
ird im

plizit der N
achw

eis geführt, dass sich
die betriebliche B

erufsausbildung nur m
it zusätzlicher 

öffentlicher Co-Finanzierung rentiert. D
aher sind diese Pro-

gram
m

e ausbildungspolitisch problem
atisch. D

ies gilt
selbst für ihren Einsatz als kurzfristige M

aß
nahm

e zur B
e-

hebung landesw
eit oder regional drängender N

otstände. 
B
ei einem

 zu erw
artenden anhaltenden Abbau von Ausbil-

dungskapazitäten in der W
irtschaft – der ja durch diese

M
aß

nahm
en nicht beeinflusst w

ird – m
üssen solche eigent-

lich nur kurzfristig angelegten Program
m

e zw
angsläufig 

verstetigt w
erden. D

as w
iederum

 führt zu einem
 w

eiteren 
Sinken der betriebsseitigen Ausbildungsm

otivation in den
jew

eiligen Regionen.

Ein w
eiterer Effekt ist zu beachten: Für die B

esetzung von
Ausbildungsplätzen in der gew

erblich-technischen B
erufs-

ausbildung stehen vor allem
 in m

ittleren und kleinen U
nter-

nehm
en oft keine geeigneten B

ew
erber zur Verfügung, so

dass trotz Fachkräftebedarfs und Ausbildungsplatzm
angels

selbst in Regionen m
it einer sehr hohen A

rbeitslosigkeit
Ausbildungsplätze unbesetzt bleiben. Ein groß

er Teil der

8 B
ew

erber verfügt häufig nicht über eine hinreichende Aus-
bildungsreife. D

er A
nteil von zw

ölf Prozent nicht-ausbil-
dungsreifer Jugendlicher, w

ie er in den letzten Jahren nach
allen einschlägigen B

erufsbildungsstatistiken des B
undes-

instituts für B
erufsbildung (B

IB
B
) und der B

undesanstalt für
A
rbeit (B

A
) ausgew

iesen w
ird, m

arkiert nach der PISA
-Stu-

die eher einen unteren G
renzw

ert. D
ie PISA

-Studie w
eist 

für D
eutschland 24 Prozent der 15jährigen als R

isikogruppe
aus. D

anach verfügt nahezu ein Viertel der Jugendlichen nur
über unzureichende Voraussetzungen für eine B

erufsausbil-
dung, w

ährend etw
a in Finnland dieser A

nteil bei lediglich 
7 Prozent liegt. In D

eutschland liegt m
it dem

 unverhält-
nism

äß
ig hohen A

nteil von 24 Prozent ausbildungsunreifer 
Jugendlicher (PISA

) eine Ausbildungsreserve vor, die bei
dem

 sich verstärkenden Fachkräftem
angel durch Reform

en
im

 B
ildungssystem

 ausgeschöpft w
erden kann. 

D
iese D

iagnose führt zur A
nnahm

e, dass der Schlüssel zur
Erhöhung der A

usbildungsquoten in den Facharbeitsm
ärk-

ten – eine Voraussetzung für die A
ufrechterhaltung des

System
s der dualen B

erufsausbildung – in M
aß

nahm
en

liegt, die die A
ttraktivität und R

entabilität der B
erufsausbil-

dung für die A
usbildungsbetriebe erhöhen.

D
ies darf natür-

lich nicht als Einschränkung der gesam
tgesellschaftlichen

Verantw
ortung dafür verstanden w

erden, allen Jugendlichen
eine Chance auf B

eschäftigung durch die prinzipielle G
a-

rantie einer beruflichen Q
ualifizierung zu bieten, w

ie es das
B
undesverfassungsgericht (B

VG
) festgelegt hat. U

nter 
B
ezugnahm

e auf die Tradition der „praktischen B
erufsaus-

bildung“ verw
eist das B

VG
 in diesem

 Zusam
m

enhang auf
die „gew

achsene Aufgabenteilung zw
ischen staatlicher und

privater Verantw
ortung im

 B
erufsausbildungsw

esen“ und
stellt dazu fest: „W

enn der Staat in A
nerkennung dieser

A
ufgabenteilung den A

rbeitgebern die praxisbezogene B
e-

rufsausbildung der Jugendlichen überlässt, so m
uss er er-

w
arten, dass die gesellschaftliche G

ruppe der A
rbeitgeber

diese A
ufgabe nach M

aß
gabe ihrer objektiven M

öglich-
keiten und dam

it so erfüllt, dass grundsätzlich alle ausbil-
dungsw

illigen Jugendlichen die Chance erhalten, einen
A
usbildungsplatz zu bekom

m
en. D

as gilt auch dann, w
enn

das freie Spiel der K
räfte zur Erfüllung der übernom

m
enen

A
ufgaben nicht m

ehr ausreichen sollte“
[B

verfG
E 55, 274

(313) 100/101]. Trotz dieser eindeutigen Verfassungslage
sieht die Verfassungsw

irklichkeit anders aus. D
ie vielfälti-

gen Initiativen, B
etriebe zur B

erufsausbildung auf der 
B
asis sozialen Engagem

ents zu m
otivieren, Ausbildungsan-

reize durch die Subventionierung von Ausbildungsplätzen
sow

ie die Schaffung auß
erbetrieblicher Ausbildungsplätze

unter quasi-realen Praxisbedingungen durch öffentliche M
it-

tel zu realisieren, können als N
achw

eise dafür interpretiert
w

erden, dass das duale B
erufsbildungssystem

 aus eigenen



1
0

1
1

anforderungen anstelle der D
efinition abstrakter Prüfungs-

und Ausbildungsinhalte. D
eregulierung in diesem

 Sinne be-
deutet m

ithin nicht, Ausbildungsorganisation und -inhalte
in das B

elieben der B
etriebe zu stellen, sondern eröffnet

Spielräum
e, um

 Ausbildung stärker an den realen, lokal ver-
orteten G

eschäfts- und A
rbeitsprozessen zu orientieren –

gerade zur Sicherung qualitativ hoher Standards. Eine so
verstandene D

eregulierung stärkt die Selbstregulierung
durch eine Verlagerung von Verantw

ortung auf die lokale/
regionale Ebene. D

ie Stärkung der regionalen bzw
. lokalen

A
kteure kann am

 besten in einem
 regionalen B

erufsbil-
dungsdialog geschehen, an dem

 alle an der B
erufsbildung

B
eteiligten m

itw
irken. 

D
ie Etablierung des lokalen/regionalen B

erufsbildungsdialo-
ges resultiert im

 einzelnen aus

–
der W

eiterentw
icklung berufsbildender Schulen und 

anderer Träger beruflicher (W
eiter)B

ildung zu regionalen 
B
erufsbildungszentren sow

ie der daraus resultierenden 
größ

eren Selbstständigkeit bei der Ausgestaltung der 
B
ildungsangebote in Abstim

m
ung m

it der lokalen W
irt-

schaft,
–

der lokalen Ausgestaltung offener O
rdnungsm

ittel und 
Prüfungsnorm

en unter Ausschöpfung der Ausbildungspo-
tenziale der durch die lokalen/regionalen W

irtschaft ge-
gebenen G

eschäftsfelder, 
–

der U
m

setzung der tarifvertraglichen Regelung zur B
erufs-

bildungsentw
icklung,

–
dem

 Ausbau des externen Ausbildungsm
anagem

ents 
zur Verstärkung der zw

ischenbetrieblichen Ausbildungs-
kooperationen (auch Ausbildungspartnerschaften) und 
der Verbesserung der Lernortkooperation sow

ie der Ent-
lastung neuer Ausbildungsbetriebe im

 B
ereich der Ausbil-

dungsorganisation beim
 Einstieg in die B

erufsausbildung.

Eine lokal adaptierte, m
öglichst auch kooperativ organisier-

te Ausbildung verlangt ein verändertes Prüfungsm
odell.

W
enn die Q

ualität der Ausbildung durch die O
rientierung an

betrieblichen W
ertschöpfungsketten, die ihrerseits dicht an

die betrieblichen K
erngeschäfte und -kom

petenzen an-
schließ

en, signifikant erhöht und die Ausbildung dam
it ins-

gesam
t attraktiver gem

acht w
erden soll, dann m

üssen die
Prüfungsm

odalitäten entsprechend angepasst w
erden.

D
ies bietet die erste von zw

ei M
öglichkeiten zur Senkung

der Ausbildungskosten:

–
Prüfungsinhalte, -gegenstände und -aufgaben sind 
grundsätzlich für die betriebliche Facharbeit bedeutsam

 
und daher auch betrieblich nützlich.

–
D
er Q

ualifizierungsanteil der B
erufsschule w

ird entspre-
chend ihrer Verantw

ortlichkeit für das Q
ualifizierungser-

gebnis bei der B
erufsabschlussprüfung berücksichtigt.

D
ie bisher angedeuteten M

aß
nahm

en können die Ausbil-
dungsbereitschaft der B

etriebe fördern und heben. A
ller-

dings w
ird noch ein Elem

ent benötigt, das direkt die Ausbil-
dungskosten beeinflusst und sie spezifisch senkt und 
zw

ar so, dass sich für erheblich m
ehr B

etriebe als bislang
eine B

eteiligung an der Ausbildung rechnet. D
iese zw

eite 
M

öglichkeit der Kostenbeeinflussung bietet sich durch die
B
ildung eines tarifvertraglich geregelten externen Ausbil-

dungsm
anagem

ents, zu dessen Finanzierung grundsätzlich
alle B

etriebe – also auch die nichtausbildenden – herange-
zogen w

erden. 

D
urch tarifvertragliche Regelungen zur B

erufsausbildung
können, unter B

erücksichtigung des branchen- und regional-
spezifischen B

edarfes an Ausbildungsplätzen, angem
essene

Ausbildungsquoten festgelegt w
erden. D

as Ziel dieser 
tarifvertraglichen Regelung ist es, das externe Ausbildungs-
m

anagem
ent und die Ausbildungsberatung durch tarifver-

tragliche Finanzierungsregelungen zu verstärken und auszu-
w

eiten, so dass deutlich m
ehr B

etriebe als bisher für 
die B

eteiligung an der B
erufsausbildung gew

onnen w
erden

können.

D
am

it w
ird ein grundsätzliches Ausbildungshindernis besei-

tigt: Für B
etriebe, die nur unter erheblichem

 M
ehraufw

and
– Lehrw

erkstätten und hauptberufliche Ausbilder – eine
vollständige Ausbildung leisten könnten, w

ird die B
eteili-

gung an Ausbildung nicht nur m
achbar, sondern auch sinn-

voll. 

D
ie hier vorgeschlagene, tarifvertraglich geregelte lokale In-

stallation eines in Kooperation m
it vorhandenen Einrichtun-

gen der Selbstorganisation w
ie K

am
m

ern auszugestalten-
den externen Ausbildungsm

anagem
ents, auf dessen B

asis
sehr viel m

ehr B
etriebe für Ausbildungstätigkeiten herange-

zogen w
erden können, stellt auch die Frage nach der regio-

nalen w
irtschaftlichen B

elastung und ihrer Verteilung auf
die B

eteiligten. D
iese Frage kann am

 besten tarifvertraglich
geregelt w

erden. 

m
ehrung im

m
er enger zugeschnittener B

erufe, sondern de-
ren Verringerung bei gleichzeitiger Ö

ffnung der B
erufsbilder

selbst („offene K
ernberuflichkeit“). 

D
as Prinzip K

ernberuf im
pliziert einige w

eitere G
rundsätze.

B
erufsbilder orientieren sich nicht m

ehr am
 Verrichtungs-

prinzip sow
ie an der O

berfläche der technologischen Ent-
w

icklung, sondern an beruflichen A
rbeitszusam

m
enhängen.

D
ie Erfordernisse der Spezialisierungen bei einer groß

en
Zahl von U

nternehm
en begrenzen das Potenzial der Ausbil-

dung. D
em

 kann nur durch eine Ausbildungsorganisation
begegnet w

erden, die A
nschluss findet an die Entw

icklung
der zw

ischenbetrieblichen Kooperation, w
ie sie sich in der

m
odernen Ö

konom
ie vielfältig herausgebildet hat. 

In den entw
ickelten Industriekulturen und -regionen ist die

strategische B
edeutung zw

ischenbetrieblicher Kooperation
entlang der W

ertschöpfungsketten w
eit fortgeschritten. D

ie
duale B

erufsausbildung ist davon noch w
eitgehend ausge-

nom
m

en, sie w
ird nach w

ie vor überw
iegend einzelbetrieb-

lich organisiert. N
eue B

erufsbilder zielen stärker als bisher
auf die zw

ischenbetriebliche Kooperation.

–
Ausgangspunkt m

oderner B
erufsbilder sind G

eschäfts- 
und A

rbeitsprozesse, Vorgänge also, die der Produkt-
erstellung oder der O

rganisation von D
ienstleistungen 

dienen und den G
ebrauchsw

ert der A
rbeitskraft ausm

a-
chen. D

adurch gew
innen die B

erufe eine Stabilität 
zurück, die sie durch die direkte Verkoppelung m

it Tech-
nologien verloren haben.

–
M

oderne B
erufe sind in oder nahe der W

ertschöpfungs-
kette verortet. D

as heiß
t sie w

erden konkret durch die 
jew

eiligen Produkte, den M
arkt oder die Region. 

Eine entscheidende D
im

ension bei der Konkretisierung offe-
ner, dynam

ischer B
erufsbilder ist deren Lokalisierung. M

o-
derne B

erufsbilder m
üssen einen breiten Spielraum

 für die
Adaption durch diejenigen bieten, die auf die durch die
Ausbildung zu verm

ittelnden Q
ualifikationen angew

iesen
sind. Lokalisierung als G

estaltungsprinzip trägt der Tatsa-
che unterschiedlicher lokaler/regionaler Ausprägungen von
Q
ualifikationsanforderungen und -inhalte (etw

a im
 Schiff-

bau) Rechnung. 

D
am

it steht auch die Forderung nach einer stärkeren D
ezen-

tralisierung und dam
it der D

eregulierung
der Ausbildung.

D
eregulierung, die hier angestrebt w

ird, ist kein Selbst-
zw

eck, sondern erlaubt es, die regionalen Ausbildungspo-
tenziale in einem

 deutlich höheren M
aß

e auszuschöpfen
und erhält durch das Prinzip der Lokalisierung

den präzisen
Sinn einer Adaption regional konkretisierter Q

ualifikations-

D
ie seit Jahren viel zu niedrige Ausbildungsquote gefährdet

das System
 der dualen B

erufsausbildung in seiner Sub-
stanz. Eine Stärkung dieses System

s verlangt vor allem
 ei-

ne M
odernisierung. D

abei geht es jedoch nicht um
 den Im

-
port von M

odernism
en. So könnte ein M

issverständnis
sein, etw

a die Konzeption „O
ffene, dynam

ische K
ernberuf-

lichkeit“ auch als ein System
 von K

ern- und Peripheriekom
-

petenzen zu verstehen, die dann in m
odulare Q

ualifizie-
rungs- und schließ

lich in m
odularisierte Zertifizierungssy-

stem
e einm

ünden könnten (siehe dazu das U
K
-System

N
VQ

). Letzteres w
äre nicht nur aus didaktischen G

ründen
fragw

ürdig. D
ie Auflösung des dualen System

s der berufli-
chen B

ildung zu G
unsten eines m

odularen Zertifizierungssy-
stem

s ist auch gesellschaftspolitisch problem
atisch, da da-

m
it das Recht bzw

. die Chance auf eine B
erufsausbildung

ausgehöhlt w
ürde. Entscheidungen über konkrete Q

ualifika-
tionen w

ürden privatisiert und dam
it scheinbar in das B

e-
lieben der Individuen gestellt w

erden, die dann allerdings
dafür auch die volle Verantw

ortung und vor allem
 das R

isi-
ko tragen. D

ies m
uss zw

angsläufig die Konkurrenz zw
i-

schen den B
eschäftigten erhöhen, w

obei diejenigen, die
aus unterschiedlichen G

ründen ein geringeres M
aß

 an ver-
m

arktungsfähigen Kom
petenzen erw

erben, tendenziell aus-
gegrenzt w

erden. 

M
it dem

 System
 der dualen B

erufsausbildung gelingt es
nach w

ie vor am
 ehesten, den Ü

bergang von der Schule in
die A

rbeitsw
elt auf einem

 relativ niedrigen N
iveau der Ju-

gendarbeitslosigkeit zu gestalten. D
ie Ausbildung von Fach-

kräften durch die B
etriebe verm

indert die R
isiken der Per-

sonalrekrutierung für B
etriebe und B

eschäftigte. M
oderne

entw
icklungsoffene B

erufsbilder, die sich an G
eschäftspro-

zessen und w
eniger am

 Verrichtungsprinzip und an spezifi-
schen betrieblichen Funktionen orientieren, bieten das Po-
tenzial für 

–
hohe berufliche Leistungsfähigkeit,

–
hohe betriebliche Flexibilität und

–
übersichtliche und funktionierende Facharbeitsm

ärkte.

M
oderne B

erufsbilder benötigen als B
asis ihrer Entw

icklung
entsprechende K

riterien. Vor allem
 dürfen sie nicht selbst

zum
 m

ehr oder w
eniger offenen Ausbildungshindernis w

er-
den. D

ies ist grundsätzlich dann der Fall, w
enn durch eine

zunehm
ende Spezialisierung („Fachkraft für Verkehrsw

irt-
schaft, Fachrichtung Ruhender Verkehr“) zw

ar die Zahl der
B
erufe und dam

it scheinbar ihre Passgenauigkeit steigt,
aber dafür die Verw

endung des B
erufsbildes drastisch ab-

nim
m

t: Im
m

er w
eniger B

etriebe und U
nternehm

en können
m

it solchen B
erufen etw

as anfangen. D
ie richtige A

ntw
ort

auf die Spezialisierung vieler U
nternehm

en ist nicht die Ver-

2
.
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B
erufe, der Elektro- und M

etallberufe sow
ie z. B

. der B
eruf

des Prozessleitelektronikers folgen diesen Prinzipien. So
kann die Ausbildung zum

 Prozessleitelektroniker sow
ohl im

anw
enderspezifischen Kontext von B

etrieben der Lebens-
m

ittelproduktion, der Stahlproduktion oder auch der chem
i-

schen Industrie erfolgen. Sow
ohl das B

erufsprofil als auch
der Ausbildungsrahm

enplan sind offen für die anw
ender-

spezifische Im
plem

entation dieses branchenunabhängigen
B
erufes.

Variante 2
orientiert sich am

 Prinzip der anw
enderspezifi-

schen Spezialisierung. So w
urden in den letzten Jahren eine

Reihe von kaufm
ännischen B

erufen für spezifische A
nw

en-
derbereiche neu entw

ickelt. K
aufleute für den N

ahverkehr,

das G
esundheitsw

esen, den Tourism
us etc. repräsentieren

ein O
rdnungskonzept, nach dem

 eine nahezu unbegrenzte
Zahl von „B

erufen“, Fachrichtungen und Ausbildungsschw
er-

punkten definiert w
erden kann. 

D
ie Vor- und N

achteile dieser Varianten, m
it denen höchst

divergente Konzepte der B
erufsentw

icklung, der Ausbil-
dungspraxis sow

ie der B
erufsbildungsverw

altung und -pla-
nung verbunden sind, liegen auf der H

and. Sie sind in 
Tab. 1 zusam

m
engefasst. In der Sum

m
e führt nur die Vari-

ante 1, das B
erufskonzept der offenen dynam

ischen Kernbe-
ruflichkeit, zu einer Erhöhung der Ausbildungsqualität und
zu m

ehr Ausbildungsplätzen.

Tab. 1:
K
riterien zur B

ew
ertung der Ausbildungsqualität von B

erufen 

ˆ reduziert 
ˆ erhöht

D
ie M

aß
nahm

en zur höheren Ausschöpfung der Ausbil-
dungspotenziale der B

etriebe w
erden vom

 Konzept einer
m

odernen B
eruflichkeit geleitet, das es den Fachkräften 

erm
öglicht, auf den technologischen W

andel nicht nur zu
reagieren, sondern ihn m

itzugestalten und dabei ihre Kom
-

petenzen fortlaufend zu entw
ickeln. Eine Ausbildung, die

dazu die Voraussetzungen schafft, m
uss sich daran orien-

tieren, auch die M
öglichkeiten, die m

odern organisierte
W

ertschöpfungsketten z. B
. m

it ihrer Vielzahl an Koopera-
tionen zw

ischen spezialisierten B
etriebe bieten, für die Aus-

bildung zu erschließ
en. D

ies erfordert eine Lokalisierung
der Ausbildung. Ausbildung m

uss den jew
eils lokal verorte-

ten realen G
eschäfts- und A

rbeitsprozessen der B
etriebe ge-

recht w
erden. Indem

 Ausbildungskooperationen sich an

D
ie B

erufsform
 der A

rbeit ist überbetrieblich definiert und
konstitutiv für Facharbeitsm

ärkte. Sie ist die B
asis für 

M
obilität, betriebliche Flexibilität und Innovationsfähigkeit.

M
oderne B

erufsbilder sind daher entw
icklungs- und anw

en-
dungsoffen zu norm

ieren. D
urch die R

ücknahm
e von ver-

ordneter Spezialisierung und die B
etonung des Prinzips der

Exem
plarizität für die betriebliche B

erufsausbildung w
erden

sow
ohl breitere Aufgabenbereiche zur G

rundlage für eine
m

oderne B
eruflichkeit als auch die anw

endungsspezifi-
schen, d. h. betrieblichen G

estaltungsm
öglichkeiten bei der

U
m

setzung entw
icklungsoffener O

rdnungsm
ittel realisiert.

D
ie K

riterien für eine m
oderne, international w

ettbew
erbs-

fähige B
eruflichkeit sind

–
B
etonung des A

rbeitszusam
m

enhanges und des A
rbeits-

prozesses;

A
rbeitszusam

m
enh

ang
A
ls A

rbeitszusam
m

enhang w
ird in A

nlehnung an ein hand-
w

erkliches B
erufsverständnis ein klar abgrenzbares und er-

kennbares A
rbeitsfeld verstanden, das aus um

fassenden
und zusam

m
enhängenden A

rbeitsaufgaben besteht, und
das einen im

 Kontext gesellschaftlicher A
rbeitsteilung klar

identifizierbaren und berufliche Identität stiftenden A
rbeits-

gegenstand aufw
eist. Zugleich kann so der G

rad der hori-
zontalen Aufgabenteilung zurückgenom

m
en w

erden.

–
R
ücknahm

e horizontaler Spezialisierung durch die Ein-
führung von K

ernberufen;
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vorhandenen betrieblichen Kooperationen oder W
ertschöp-

fungsketten orientieren, w
erden sie auch für die betriebli-

chen A
kteure einsichtig. 

D
azu m

uss die Ausbildung stärker dezentral restrukturiert
w

erden. D
ies bedeutet für die B

erufsbildungsplanung eine
Ausw

eitung der dezentralen G
estaltungsspielräum

e. Auf 
system

ischer Ebene verbessert die m
it diesen M

aß
nahm

en
eingeführte zusätzliche Flexibilität die D

urchlässigkeit an der
ersten Schw

elle und erhöht die W
eiterqualifizierungsm

ög-
lichkeiten, w

as w
iederum

 die Attraktivität des dualen Sys-
tem

s für potenzielle Auszubildende steigert. Letzteres ist
w

egen des m
ittelfristig absehbaren Fachkräftem

angels drin-
gend geboten.

–
Erhöhung des Lebenszyklus von B

erufen durch ihre Ablö-
sung von der O

berfläche technologischer Entw
icklungen;

–
Ausrichtung an offenen, dynam

ischen B
erufsbildern;

O
ffene dynam

isch
e B

erufsbilder m
üssen

–
im

 Q
ualifizierungs- und B

ildungsprozess als exem
plarisch

für die beruflichen A
rbeitsaufgaben von Fachkräften er-

fahrbar w
erden;

–
sich ausw

eiten können im
 Zuge technologischer und ar-

beitsorganisatorischer Innovationen;
–

neue, auch berufs- und berufsfeldübergreifende Aufgaben
aufnehm

en können.

–
attraktive und allgem

ein verständliche B
erufsbezeich-

nungen (vgl. 1.1.6 in Curriculum
-D

esign I, K
leiner/R

auner/
Reinhold/R

öben 2002).

B
ei der B

erufsentw
icklung konkurrieren m

ithin zw
ei O

rd-
nungsprinzipien m

iteinander, die unterschiedliche Ausw
ir-

kungen auf die Ausbildungsqualität, die M
obilität der B

e-
schäftigten und vor allem

 auf die Ausschöpfung der be-
trieblichen Ausbildungspotenziale haben.

Variante 1
orientiert sich am

 Prinzip der Entspezialisierung,
der R

ücknahm
e von Ausdifferenzierungen nach Fachrichtun-

gen auf der Ebene der O
rdnungsm

ittel und eröffnet zugleich
den ausbildenden B

etrieben größ
ere G

estaltungsspielräum
e

bei der Einbeziehung ihrer konkreten G
eschäftsfelder in die

B
erufsausbildung. D

ie N
euordnung der fahrzeugtechnischen
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A
usbildun

gsq
ualität

K
ritierien

 zur B
ew

ertun
g der P

rin
zipien

Varian
te 1

Varian
te 2

zur En
tw

ick
lun

g m
o
dern

er B
erufe

Prinzip der 
Prinzip der 

offenen, dynam
ischen

Spezialisierung
Kernberufe

von B
erufen

B
etriebliche G

estaltungsspielräum
e

Ausschöpfen der betrieblichen Ausbildungspotenziale

Zentraler O
rdnungsaufw

and

Prüfungsaufw
and

Planungs- und Verw
altungsaufw

and

M
obilität der B

eschäftigten

Flexibler betrieblicher Einsatz

Ü
bersichtliche Facharbeitsm

ärkte

B
erufliche H

andlungskom
petenz

W
eiterbildungskosten bei B

etriebsw
echsel

Ausbildung in Fachklassen der B
erufsschule
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D
ie Vereinbarung der KM

K, berufliche Curricula zw
ischen den

Lernorten im
 Sinne eines G

esam
tcurriculum

s in der Form
von Lern- und H

andlungsfeldern zu entw
ickeln und aufein-

ander abzustim
m

en, schafft die pädagogisch-didaktische
Voraussetzung zur Entw

icklung von O
rdnungsm

itteln, m
it

denen die vom
 B

ündnis für A
rbeit aufgenom

m
ene w

egw
ei-

sende B
erufsbildungsprogram

m
atik um

gesetzt w
erden kann.

(1)D
as Leitbild: B

efähigung zur M
itgestaltung der A

rbeits-
w

elt in sozialer, ökonom
ischer und ökologischer Verant-

w
ortung stützt eine B

erufsausbildung, in der das A
rbeits-

prozessw
issen zum

 didaktischen D
reh- und A

ngelpunkt 
w

ird sow
ie

(2)eine berufliche B
ildung, die als berufliche Kom

petenz-
entw

icklung definiert w
ird, die sich

(3)im
 Kontext „bedeutsam

er“ (entw
icklungsförderlicher) 

A
rbeitsaufgaben vollzieht.

D
araus resultiert ein an Lernfeldern und der Entw

icklung
beruflicher H

andlungskom
petenz orientierter gem

einsam
er

B
erufsbildungsplan, in dem

 die lernförderlichen, für die 
berufliche Kom

petenzentw
icklung bedeutsam

en A
rbeitssitu-

ationen und -prozesse zum
 D

reh- und A
ngelpunkt der 

dual-kooperativen B
erufsausbildung w

erden. D
ie Ausw

ahl
und D

efinition der zugleich w
ertschöpfenden und qualifizie-

renden A
rbeitsaufgaben und -aufträge erfordert eine B

erufs-
und A

rbeitspädagogik, die gew
ährleistet, dieses höchst 

effektive B
erufsbildungskonzept um

zusetzen. D
er vom

 ITB
herausgegebene berufs- und arbeitspädagogische „W

erk-
zeugkasten“ bietet sich dafür an. W

ertschöpfende A
rbeit

und effektive B
erufsausbildung sind in diesem

 Konzept kein
W

iderspruch, w
enn die berufsbildenden A

rbeitsaufgaben
und -aufträge kom

petenzfördernd ausgew
ählt und gestaltet

w
erden. Zugleich sind lernfeldorientierte B

ildungspläne 
ein zentrales Instrum

ent zur Etablierung einer kooperativen 
B
erufsbildung, bei der sich beide Lernorte m

it ihren aufein-
ander B

ezug nehm
enden Ausbildungsbeiträgen auf dieselbe

berufliche W
irklichkeit beziehen und diese zugleich m

it
kom

plem
entären Zielen zum

 G
egenstand einer gem

einsa-
m

en B
erufsausbildung m

achen. 

D
urch G

esetze, Verordnungen und eine verkrustete und
dicht geregelte Abgrenzungstradition w

ird die U
m

setzung
des Kooperationspostulates untergraben. D

aran ändern
auch M

odellversuche und M
odellversuchsprogram

m
e zur

Verbesserung der Lernortkooperation nichts, so lange die
Abgrenzungs- und Abschottungsstrukturen nicht beseitigt
w

erden. In einem
 ersten Schritt kann dies bereits auf dem

W
ege der Selbstbindung der dualen Partner gelingen, w

ie
das B

eispiel B
aden-W

ürttem
berg bei der verantw

ortlichen
Einbindung der B

erufsschule in das Prüfungsw
esen zeigt.

M
it dem

 Konzept der lernfeldorientierten B
erufsbildungs-

pläne w
ird die G

rundlage für eine kooperative duale B
erufs-

ausbildung geschaffen. D
am

it kann die Attraktivität der 
B
erufsausbildung für die Auszubildenden, die Ausbildungs-

betriebe und die B
erufsschulen ganz w

esentlich gesteigert
w

erden. D
ie Erhöhung der Attraktivität vor allem

 für die ge-
w

erblich-technische B
erufsausbildung ist eine ganz ent-

scheidende Voraussetzung zur Realisierung w
eiterer Ausbil-

dungsplätze und zur B
ehebung des A

rbeitskräftem
angels. 

Im
 Sinne der von der K

M
K
 vereinbarten Regelung zur Ent-

w
icklung von Lernfeldern kann bereits jetzt auf die vom

 ITB
entw

ickelten H
andreichungen zurückgegriffen w

erden 
(Reinhold/H

aasler/H
ow

e/K
leiner/R

auner 2002).
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D
as Konzept der Spezialisierung auf der Ebene der B

erufs-
entw

icklung sow
ie in der B

erufsausbildung

–
m

indert die Q
ualität der B

erufsausbildung,
–

schränkt die berufliche M
obilität der B

eschäftigten und 
die Flexibilität der B

etriebe ein,
–

verursacht einen sehr hohen zentralen P
lanungs- und 

Verw
altungsaufw

and (B
ürokratisierung der zentralen, be-

triebsfernen B
erufsbildungsplanung),

–
verursacht einen sehr hohen Prüfungsaufw

and m
it ent-

sprechend hohen Kosten und 
–

schließ
t B

etriebe und B
ranchen von der B

erufsausbil-
dung aus, für die noch keine Spezialberufe entw

ickelt 
w

urden.

Für die Variante 1 (entw
icklungs- und anw

enderoffene B
eru-

fe und O
rdnungsm

ittel) gilt in allen Punkten das G
egenteil.

W
ichtige Voraussetzung für die Im

plem
entation dieses zu-

kunftsw
eisenden B

erufskonzeptes sind:

(1)D
ie zentrale B

erufsbildungsplanung w
ird auf die strate-

gischen Aufgaben beschränkt. D
azu gehört die Entw

ick-
lung von B

erufsbildern auf der B
asis einer dom

änenspe-
zifischen Q

ualifikationsforschung sow
ie darauf bezogener

nationaler und europäischer Aus- und W
eiterbildungs-

standards.
(2)D

ie operativen Aufgaben der Im
plem

entation und D
urch-

führung der B
erufsbildung w

erden auf die lokale Ebene 
verlagert. D

ieser P
rozess der Lokalisierung der operati-

ven A
ufgaben setzt einen entw

ickelten lokalen
(regiona-

len) B
erufsbildungsdialog voraus

sow
ie ein Q

ualitäts-
sicherungssystem

 m
it leicht handhabbaren Instrum

enten
der Evaluation und der berufspädagogischen D

iagnostik 
vor O

rt.

D
as B

erufsbildungsgesetz lässt dies zu. D
ie program

m
ati-

schen Stellungnahm
en der an der B

erufsbildung B
eteiligten

(siehe dazu vor allem
 das B

ündnis für A
rbeit) zur B

erufsent-
w

icklung w
eisen bereits in diese R

ichtung.
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B
erufliche Prüfungen verursachen dann sehr hohe Kosten,

w
enn 

–
spezielle M

aterialien (z. B
. G

eräte) für die D
urchführung 

von Prüfungen angeschafft w
erden m

üssen und
–

die Prüfungsaufgaben von den betrieblichen Ausbildungs-
inhalten abstrahieren und die betriebsfrem

den Prüfungs-
und dam

it auch die Ausbildungsinhalte einer arbeits- 
und geschäftsprozessorientierten B

erufsausbildung ent-
gegenw

irken.

D
ies erhöht die Ausbildungskosten und m

indert die Ausbil-
dungsqualität.

M
it einer angem

essenen D
okum

entation und evaluierenden
B
egleitung der betrieblichen B

erufsausbildung durch die
Auszubildenden (z. B

. in Form
 eines „Logbuches“) und die

Ausbildungsbetriebe sow
ie die Einbeziehung der Zeugnisse

der berufsschulischen Ausbildung ist eine hinreichende
G
rundlage zur Feststellung einer erfolgreichen B

erufsausbil-
dung gegeben.

G
esonderte Zw

ischenprüfungen, zusätzlich zu den in der
B
erufsausbildung bereits im

plem
entierten B

enotungen und
B
ew

ertungen, sind nicht erforderlich und bew
irken eher die

Verstärkung einer praxisfernen und Kosten treibenden B
e-

rufsbildung. Abschlussprüfungen sollten nur dann durchge-

führt w
erden, w

enn die schulischen und betrieblichen Aus-
bildungsleistungen Zw

eifel am
 Ausbildungserfolg aufkom

-
m

en lassen. D
ie Zeugnisse für den erfolgreichen Abschluss

einer B
erufsausbildung sollten in einer A

nlage die in der
B
erufsausbildung erw

orbenen fachlichen Kom
petenzen und

die entsprechenden Aufgabenfelder ausw
eisen. D

as vom
B
IB

B
 in Zusam

m
enarbeit m

it Sachverständigen im
 R

ahm
en

von N
euordnungsprojekten realisierte Konzept der inte-

grierten Prüfungen ist ein Schritt in die R
ichtung einer aus-

bildungsunterstützenden P
rüfungspraxis.

D
ie Einbeziehung der berufsschulischen Leistungen in das

Ü
berprüfen der beruflichen Kom

petenzentw
icklung und das

Erreichen des B
erufsabschlusses sollte rasch realisiert w

er-
den. G

ute Voraussetzungen für die B
eteiligung der B

erufs-
schule an der Prüfung und Evaluation bietet das von der
KM

K eingeführte Lernfeldkonzept als eine lernortübergreifen-
de Konzeption für die G

estaltung von B
erufsbildungsplänen.

M
it einer ausbildungsunterstützenden P

rüfungspraxis
kön-

nen zugleich die Ausbildungsqualität erhöht und die Ausbil-
dungskosten reduziert w

erden.

D
ie hierzu nötigen Schritte sind m

öglich, w
enn die Spielräu-

m
e ausgeschöpft w

erden, die das B
erufsbildungsgesetz

bietet. N
och günstigere Voraussetzungen w

ürde ein ent-
sprechend novelliertes B

erufsbildungsgesetz bieten.

Lehr- und Ausbildungsw
erkstätten galten beinahe ein 

Jahrhundert lang als eine arbeits- und berufspädagogische
Errungenschaft zur Erhöhung der Ausbildungsqualität. 
A
nders als in der Tradition des H

andw
erks bestim

m
te bei

der H
erausbildung der industriellen Produktion das Leitbild

geteilter Zuständigkeiten für die planenden und arbeitsvor-
bereitenden Aufgaben durch das M

anagem
ent und die

ausführenden Tätigkeiten durch Facharbeiter den organisa-
torischen R

ahm
en für eine ausgeprägte horizontale und

vertikale A
rbeitsteilung. D

ies schlug sich in einer auf ausfüh-
rende Tätigkeiten ausgerichteten B

erufsausbildung nieder.

D
araus resultierte das Konzept der system

atischen Verm
itt-

lung von G
rundfertigkeiten in der Form

 von Lehrgängen
und kontextfreien Ausbildungsprojekten. B

ei fortschreiten-
der Autom

atisierung und der Erhöhung der technologischen
Kom

plexität industrieller Prozesse setzte sich die Einschät-
zung durch, dass eine in die A

rbeitsprozesse integrierte
Ausbildung nur noch sehr eingeschränkt m

öglich ist und ei-
ne system

atische, durch Ausbildungsm
ittel und -system

e
gestützte praktische B

erufsausbildung eine höhere Ausbil-
dungsqualität verspricht.
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A
ls arbeitspädagogisches und didaktisches Instrum

ent für
die O

rganisation der Ausbildungspartnerschaften em
pfiehlt

das ITB
:

(1)das Instrum
ent für die B

ilanzierung der Ausbildungsauf-
gaben und ausbildungsrelevanten G

eschäftsfelder der 
m

iteinander kooperierenden B
etriebe (Abb. 2) sow

ie
(2)die D

urchführung von Lern- und A
rbeitsaufgaben 

(w
ertschöpfende Projekte/Aufträge unter Einbeziehung 

der B
erufsschule, vgl. H

ow
e u. A

. 2001).

A
nalysiert m

an die betrieblichen G
eschäftsfelder kleiner

und m
ittlerer U

nternehm
en unter dem

 A
spekt ihrer Ausbil-

D
ieses M

odell der Ausbildungskooperation verfügt über 
eine gew

isse Tradition in der Ausbildungspraxis und w
urde

m
it beachtlichem

 Erfolg in Pilotprojekten erprobt (vgl. 
B
auerm

eister/H
ow

e/R
auner 2000). Es verfügt über vielfälti-

ge Vorteile:

D
urch die Ausbildungskooperation w

erden überbetriebliche
Ausbildungsfunktionen geschaffen, die durch die Sum

m
e

der G
eschäftsfelder der m

iteinander kooperierenden B
etrie-

be gegeben sind. D
ies ist ein doppelter G

ew
inn, da die 

Finanzierung überbetrieblicher (auß
erbetrieblicher) Ausbil-

dungsleistungen entfällt und die überbetrieblichen Aus-
bildungsfunktionen, die durch zw

ischenbetriebliche Ausbil-
dungskooperationen realisiert w

erden, zugleich in die W
ert-

schöpfungsprozesse der einzelnen B
etriebe integriert sind. 

H
eute gilt diese Entw

icklung hin zu einer kontextfreien Aus-
bildung in Lehrw

erkstätten als Fehler, unter dem
 die Ausbil-

dungsqualität leidet. D
as um

fangreiche M
odellversuchs-

program
m

 zum
 dezentralen Lernen, das erfolgreiche didak-

tische Konzept der „Lern- und A
rbeitsaufgaben“ (H

ow
e u. A

.
2001) sow

ie die Ergebnisse der internationalen em
pirischen

B
ildungsforschung zum

 situierten Lernen bestätigen, dass
das praktische Lernen in Lehrw

erkstätten, auß
erhalb realer

A
rbeitsprozesse, die Ausbildungsqualität m

indert. D
ie 

H
erausbildung beruflicher Identität als einer zentralen G

rund-
lage für das berufliche Lernen w

ird beeinträchtigt. Lernpo-
tenziale realer A

rbeitsprozesse w
urden bzw

. w
erden arbeits-

pädagogisch w
eit unterschätzt. Es ist daher zu em

pfehlen,
das Lernen in inner- und auß

erbetrieblichen Lehrw
erkstätten

um
zuw

andeln in Service-Abteilungen, in denen unter ar-
beitspädagogischen G

esichtspunkten betriebliche Aufgaben
durch die Auszubildenden bearbeitet w

erden. A
lle anderen

Form
en des experim

entierenden und lehrgangsförm
igen

Lernens sollten dem
 Lernort B

erufsschule überlassen bzw
.

zugeordnet w
erden. D

urch die R
ücknahm

e verschulter For-
m

en der betrieblichen B
erufsausbildung und ihre R

ückverla-
gerung in w

ertschöpfende A
rbeit können die Ausbildungs-

kosten deutlich gesenkt und die Ausbildungsqualität erhöht
w

erden. 

D
iese M

aß
nahm

e stützt sich vor allem
 auf die nebenam

tli-
chen Ausbilder und ihre Q

ualifizierung. D
eren Professionali-

tät entspringt einerseits ihrem
 beruflichen K

önnen, ihrer
Einbeziehung in die betrieblichen G

eschäfts-, A
rbeits- und

O
rganisationsentw

icklungsprozesse sow
ie andererseits einer

Q
ualifizierung, die prim

är darauf zielt, das Lernen der Aus-
zubildenden in entw

icklungsförderlichen A
rbeitsprozessen

zu organisieren und zu begleiten.

Ein w
esentliches Elem

ent dieser Korrektur besteht in der
Realisierung einer m

odernen B
erufsfeldstruktur. D

iese ist so-
w

ohl für die O
rganisation des B

ildungssystem
s, die Profes-

sionalisierung der B
erufspädagogen, die Etablierung von

Facharbeitsm
ärkten sow

ie die Realisierung einer hohen ver-
tikalen und horizontalen D

urchlässigkeit im
 B

erufsbildungs-
system

 von grundlegender B
edeutung. Industrieländer, die

über keine oder nur unterentw
ickelte B

erufsfeldstrukturen
verfügen, versuchen diese m

it groß
em

 Aufw
and zu etablie-

ren (vgl. das B
eispiel U

SA
m

it der Etablierung eines „N
atio-

nal Skill Standard B
oard“, das unter anderem

 zur Lösung
dieser Aufgabe eingerichtet w

urde). D
ie Etablierung einer

berufsfeldbreiten G
rundbildung stellt dagegen eine Fehlent-

w
icklung dar, die zur Erhöhung von Ausbildungskosten und

der M
inderung der Ausbildungsqualität und dam

it zuletzt
zum

 Abbau von Ausbildungsplätzen ganz entscheidend bei-
getragen hat. 

D
a die einzelbetrieblichen Ausbildungspotenziale durch die

begrenzten G
eschäftsfelder in einer hoch arbeitsteiligen

Ö
konom

ie in der Tendenz w
eiter abnehm

en, nim
m

t der B
e-

darf an überbetrieblicher Ausbildung zu. 

D
ie einzelbetriebliche Spezialisierung und Profilierung im

sich verschärfenden Q
ualitätsw

ettbew
erb auf den Zuliefer-

m
ärkten sow

ie die R
ücknahm

e der Fertigungstiefe in der
produzierenden Industrie bringt es m

it sich, dass das Spek-
trum

 betrieblicher G
eschäftsfelder enger w

ird und zugleich
einem

 größ
eren W

andel ausgesetzt ist. B
ranchen und Fach-

arbeitsm
ärkte sind daher auf das Konzept einer breit an-

gelegten, offenen und dynam
ischen K

ernberuflichkeit ange-
w

iesen. D
ie U

m
setzung dieses m

odernen B
erufskonzeptes

legt es nahe, die zw
ischenbetrieblichen Kooperationsbezie-

hungen in der Form
 von Zulieferbeziehungen, A

nbieter-
gem

einschaften, A
rbeitsgem

einschaften des H
andw

erks zur
Realisierung von „D

ienstleistungen aus einer H
and“, Sub-

kontraktor-B
eziehungen sow

ie die zw
ischenbetriebliche 

Kooperation bei der O
rganisation von W

ertschöpfungspro-
zessen für eine hinreichend breite B

erufsausbildung zu 
nutzen. D

iese Kooperationsbeziehungen sow
ie die durch In-

nungen und Fachverbände gegebenen zw
ischenbetrieblichen

Kooperationspotenziale stellen eine w
ünschensw

ert breite
Ausbildungsbasis für eine hohe Ausbildungsqualität dar.
D
as Konzept der Ausbildungspartnerschaft basiert auf der

einzelbetrieblichen B
erufsausbildung und nutzt die zw

i-
schenbetriebliche Kooperation auf der B

asis eines unbüro-
kratischen G

ebens und N
ehm

ens zur Ausw
eitung der quali-

fizierenden G
eschäfts- und Ausbildungsprozesse auf die

Ausbildung. D
ieses M

odell unterscheidet sich deutlich von
einer Verbundausbildung, in der überbetriebliche B

ildungs-
einrichtungen oder Leitbetriebe m

it ihren überdim
ensio-

nierten Lehrw
erkstätten Ausbildungsleistungen verm

arkten
(vgl. dazu ausführlich R

auner 2002).
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Abb. 1:
Zw

ei Ausbildungsbetriebe m
it verschiedenen Aufgabenprofilen 

(m
it den Ziffern 1 bis 14 sind die für den Ausbildungsberuf charakteristischen A

rbeitsaufgaben bezeichnet). (G
A
PA

-Projektinform
ation N

r. 1, 02/01)
1

1
G
A
PA

ist ein vom
 M

inisterium
 für A

rbeit und Soziales, Q
ualifizierung und Technologie des Landes N

ordrhein-W
estfalen geförderter M

odellversuch, der
in den drei Regionen D

ortm
und, Ennepetal und K

öln/B
onn durchgeführt w

ird. Projektträger von G
A
PA

ist der Verband D
eutscher M

aschinen- und A
nlagenbau,

Landesverband N
ordrhein-W

estfalen (V
D
M

A
N
RW

), die w
issenschaftliche B

egleitung liegt beim
 Institut Technik und B

ildung (ITB
) der U

niversität B
rem

en.

dungsrelevanz für definierte B
erufsbilder, dann w

ird eine
der H

auptursachen für die relativ geringe und in der Tendenz
rückläufige Ausbildungsquote der kleinen und m

ittleren 
U
nternehm

en sichtbar. Es w
erden unvollständig abgedeckte

Aufgaben- bzw
. Ausbildungsprofile deutlich (s. Abb. 1). N

ur
zw

ei bis vier der 14 für eine qualifizierte B
erufsausbildung

erforderlichen betrieblichen Aufgabenbereiche sind in einer
angem

essenen Ausprägung gegeben. Für solche B
etriebe

ist es naheliegend, eine Ausbildungspartnerschaft m
it an-

deren B
etrieben einzugehen, die andere bzw

. w
eitere beruf-

liche Ausbildungspotenziale m
it ihren G

eschäftsfeldern ab-
decken (s. Abb. 2).

Abb. 2:
D
as kum

ulierte Aufgabenprofil einer Ausbildungspartnerschaft aus 
drei B

etrieben
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einer auß
erordentlich groß

en Zahl von Schülern nicht er-
reicht (siehe die PISA

-Studie).

Ein w
eiterer G

rund für den problem
atisch gew

ordenen Ü
ber-

gang von der Schule in die B
erufsausbildung w

ird in einer
beruflichen G

rundbildung gesehen, die auf die Forderung
des B

ildungsrates und zahlreicher B
erufsbildungsexperten

zurückgeführt w
ird, B

erufsbildung stärker zu theoretisieren
(D

eutscher B
ildungsrat 1970, S. 64). M

it der Etablierung der
berufsfeldbreiten G

rundbildung, der U
m

setzung des didakti-
schen Leitkriterium

s der „W
issenschaftsorientierung jegli-

cher B
ildung“ und der B

estrebungen zur Integration berufli-
cher und allgem

einer B
ildung w

urde der U
m

fang an form
a-

ler B
ildung verstärkt und – kom

plem
entär dazu – die

O
rientierung an den beruflichen A

rbeits- und G
eschäftspro-

zessen in der beruflichen G
rundbildung w

eitgehend zurück-
gedrängt. Insbesondere für die an einer praktischen B

erufs-
ausbildung interessierten Jugendlichen und für jene, die 
einen beruflichen K

arrierew
eg einzuschlagen beabsichtigen,

entsteht aus einer Theoretisierung der beruflichen G
rundbil-

dung eine teilw
eise m

assive B
arriere beim

 Ü
bergang von

der Schule in die B
erufsausbildung. Für Absolventen der

Sek. I, die ein ausgeprägtes Interesse am
 praktischen (kon-

textbezogenen) Lernen und an einer beruflichen K
arriere

haben, dürfte sow
ohl eine Verlängerung der Verw

eildauer in
der Schule als auch eine Theoretisierung beruflicher B

il-
dung zu einem

 deutlichen M
otivationsverlust und schließ

-
lich auch zu einer B

eeinträchtigung ihres B
ildungs- und

Ausbildungserfolges führen. D
am

it korrespondieren zusätz-
liche B

elastungen für (potenzielle) Ausbildungsbetriebe.

D
ie K

M
K
 hat m

it ihrer H
andreichung zur Entw

icklung lern-
feldbasierter Lehrpläne (K

M
K
 1999) ganz entscheidende

Voraussetzungen geschaffen, um
 das Konzept der „B

ildung
im

 M
edium

 des B
erufes“ durch arbeits- und geschäftspro-

zessorientierte berufliche Curricula zu stärken. Ä
hnliche

Korrekturen w
urden und w

erden im
 B

ereich der Entw
icklung

von Ausbildungsrahm
enplänen von den Sozialpartnern,

dem
 B

IB
B
 und den zuständigen B

undesm
inisterien vorge-

nom
m

en. D
iese aktuellen Entw

icklungstendenzen, die be-
ruflichen Curricula bzw

. die beruflichen Lernprozesse stärker
an A

rbeitsprozessen zu orientieren, erlauben es, den Ü
ber-

gang von der Schule in die B
erufsausbildung – in der beruf-

lichen G
rundbildung – auch durch didaktische Reform

kon-
zepte zu verbessern.

Vorgeschlagen w
ird daher, den Ü

bergang von der Schule in
die B

erufsausbildung nicht durch getrennte stufenbezogene
M

aß
nahm

en in der Sek. I oder in der Sek. II bzw
. der be-

trieblichen B
erufsausbildung zu verbessern, sondern durch

das Konzept einer schulstufenübergreifenden integrierten
dualen beruflichen G

rundbildung, die auf zw
ei Jahre ausge-

dehnt w
ird. 

D
ie zw

eijährige duale G
rundbildung beginnt m

it den Ab-
schlussklassen der Sek. I und um

fasst das erste Ausbildungs-
jahr in der B

erufsausbildung. D
ie Schüler der Abschluss-

klassen, die sich für eine B
erufsausbildung entschieden 

haben, beginnen im
 B

eruf ihrer W
ahl eine praktische B

erufs-
aubildung (G

rundbildung) an zw
ei Tagen in der W

oche und
besuchen an einem

 Tag die B
erufsschule. A

n den verblei-
benden zw

ei Tagen in der Schule (Sek. I) w
erden unter N

ut-
zung der A

nknüpfungspunkte, die die arbeitsprozessbezo-
gene berufliche G

rundbildung bietet, Inhalte verm
ittelt, die

auf einen erfolgreichen Schulabschluss (H
aupt- und Real-

schule) zielen.

D
ie Realisierung zusätzlicher Ausbildungsplätze gelingt na-

türlich auch auf dem
 W

ege der Verschulung der B
erufsaus-

bildung (B
erufsfachschule) und durch eine Ausw

eitung der
durch öffentliche M

ittel subventionierten Ausbildungsplätze
und Ausbildungsanteile in überbetrieblichen B

erufsbildungs-
einrichtungen. 

Q
ualitativ konkurrenzfähig sind diese M

odelle jedoch nicht.
Sie verstärken den Abbau von betrieblichen Ausbildungs-
plätzen und bergen das R

isiko, dass sich schrittw
eise 

ein schulisches B
erufsbildungssystem

 durchsetzt – m
it allen

seinen N
achteilen, die oben bereits dargestellt w

urden.

Fasst m
an die Vor- und N

achteile dieser drei Varianten über-
betrieblicher Ausbildung zusam

m
en, dann lassen sich durch

die Etablierung der dritten Variante „Ausbildungspartner-
schaft“ die Ausbildungsqualität deutlich erhöhen, das Aus-
bildungspotenzial der B

etriebe zu einem
 höheren G

rade
ausschöpfen und die Ausbildungskosten deutlich reduzieren
(siehe Tab.2 auf Seite 22).

D
am

it bietet sich ein zukunftsw
eisendes Ausbildungsm

odell
an, das die einzelbetriebliche B

erufsausbildung stützt und
erw

eitert, die Ausbildungskosten senkt und deutlich 
m

ehr B
etriebe m

it begrenzten G
eschäftsfeldern in die Lage

versetzt, auszubilden. 

D
er Ü

bergang von der Schule in die A
rbeitsw

elt ist an der
ersten Schw

elle (am
 Ü

bergang in die B
erufsausbildung)

problem
atisch gew

orden. In der Sum
m

e schlägt sich dies in
einer deutlichen Ausw

eitung der „Staatsquote“ bei der 
B
ereitstellung von B

ildungsressourcen für die berufsschul-
pflichtigen Jugendlichen nieder. W

aren es in den 1950er 
Jahren nur 5,2 %

 der Jugendlichen, die staatliche A
ngebote

nachfragten, so sind dies 1999 bereits 30 %
 der berufsschul-

pflichtigen Jugendlichen W
estdeutschlands (vgl. Reier 2001,

S. 12). Ein groß
er Teil dieser Jugendlichen nutzt solche 

berufsvorbereitenden M
aß

nahm
en w

ie das B
erufsvorberei-

tungsjahr (B
V
J) oder Schulform

en w
ie die B

erufsfachschule
m

it ihren berufsqualifizierenden Abschlüssen, um
 danach

eine duale B
erufsausbildung aufzunehm

en. 

D
ie um

fangreichen Investitionen in die Förderung dieser
Form

en des Ü
bergangs von der Schule in die arbeitsm

arkt-
nahe B

erufsausbildung basieren vor allem
 auf einer stufen-

bezogenen A
nalyse und Ausgestaltung des Ü

bergangspro-
blem

s. D
ie U

rsachen für eine unzureichende B
erufsorientie-

rung und B
erufsvorbereitung w

erden von den A
kteuren des

B
erufsbildungssystem

s in M
ängeln der schulischen B

ildung
gesehen, deren B

ehebung darüber hinaus als „B
ringschuld“

der Sek. I definiert w
ird. Eingangstests der U

nternehm
en

und der A
rbeitnehm

erorganisationen, aber auch der ein-
schlägigen B

ildungsforschung bestätigen die abgesunkenen
Fähigkeiten und Fertigkeiten, die traditionell als Ausbil-
dungsreife vorausgesetzt w

erden.

D
ie angestiegene Abbrecherquote ist ein w

eiteres Indiz für
Problem

e des Ü
bergangs von der Schule in die A

rbeitsw
elt.

A
ls eine U

rsache w
ird hier auf eine m

angelnde B
erufsorien-

tierung und B
erufsvorbereitung in der Sekundarstufe I hin-

gew
iesen. U

nrealistische und falsche Vorstellungen von der
B
erufsausbildung und der beruflichen A

rbeitsw
elt sow

ie da-
m

it einhergehende U
nter- und Ü

berforderungen bei einem
insgesam

t sehr viel unübersichtlicher gew
ordenen B

eschäf-
tigungssystem

 – haben zum
 A

nstieg der Abbrecherquote
beigetragen.

D
ie Verlängerung der Schulzeit hat offenbar ebenso w

enig
zur Lösung dieses Problem

s beigetragen w
ie die in den be-

rufsbildenden Schulen etablierten berufsvorbereitenden
M

aß
nahm

en und Schulform
en.

Eine w
esentliche U

rsache zur Verstärkung des Ü
bergangs-

problem
s liegt im

 R
ückgang der Ausbildungsplätze in den

1990er Jahren. D
er Staat m

usste m
it Ersatzm

aß
nahm

en ein-
springen, die von den Schulabgängern als solche identifi-
ziert und dadurch w

eitgehend entw
ertet w

urden. A
nalysiert

m
an die Ü

bergangsproblem
atik jedoch über einen längeren

Zeitraum
, so zeigt die H

erausbildung der Schulform
en und

M
aß

nahm
en, die sich zw

ischen Schule und einer qualifizier-
ter (dualen) B

erufsaubildung geschoben haben, dass zu-
nehm

end Ausbildungsplätze m
angels geeigneter B

ew
erber

nicht besetzt w
erden konnten und können, obw

ohl ein be-
achtlicher M

angel an Ausbildungsplätzen bestand und be-
steht. D

ie in der Schule verm
ittelten Kom

petenzen und O
ri-

entierungen w
eichen offenbar im

m
er w

eiter von den von
Seiten der Ausbildungsbetriebe erw

arteten Eingangsvoraus-
setzungen für eine duale B

erufsausbildung für zahlreiche
B
erufe und B

erufsfelder ab. D
ie Ausbildungsreife w

ird von
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Abb. 3:
Ü
bergang von der Schule in die B

erufsausbildung nach dem
 Konzept einer schulstufenübergreifenden dualen beruflichen G

rundbildung

1. Ausbildungsjahr =
 

2. G
rundbildungsjahr

3 Tage
B
etriebliche 
Praxis

2 Tage
B
erufsbildende 

Schule
schulstufenintegrierende
G
rundbildung

2 Tage
B
etriebliche 
Praxis

2 Tage
A
llgem

einbildende 
Schule

1 Tag
B
erufsbildende 

Schule
Abschlussklasse =

 
1. G

rundbildungsjahr

A
llgem

einbildende Schule
B
erufsorientierung
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D
ie höchstrichterliche Rechtssprechung zur Ausbildungsver-

pflichtung der W
irtschaft verw

eist darauf, dass eine solche
Verpflichtung verfassungsrechtlich begründbar ist. D

araus
resultiert jedoch nicht, dass sich in diesem

 Zusam
m

enhang
ein Recht auf Ausbildung durch die B

ereitstellung von Aus-
bildungsplätzen gegenüber Einzelbetrieben begründen lässt.

Vor diesem
 H

intergrund kom
m

t es darauf an, im
 B

erufsbil-
dungssystem

 die Prinzipien und Kräfte der Selbstregulierung
zu stützen und zu stärken. Es scheint daher vielverspre-
chend, die U

m
setzung der vorgeschlagenen M

aß
nahm

en
vor allem

 an diejenigen G
ruppen zu binden, die auf diesem

Feld die entscheidenden A
kteure sind – die Tarifparteien.

Tarifverträge sind ein hervorragendes Instrum
ent, um

 berufs-
und branchenspezifische Ausbildungsquoten unter B

erück-
sichtigung der regionalen W

irtschaftsstrukturen verbindlich
zu regeln – sie verfügen über die einschlägige Expertise
und repräsentieren das m

iteinander zu verm
ittelnde Interes-

se zw
ischen den B

etrieben und den B
eschäftigten (hier:

den Auszubildenden). A
nalog zu Vereinbarungen in der B

au-
branche bieten Tarifverträge die M

öglichkeit, eine Finan-
zierung von Ausbildungsleistungen per U

m
lage aller B

etrie-
be – ausbildender w

ie nicht-ausbildender – zu vereinbaren.

D
am

it lassen sich die Ausbildungskosten für die tatsächlich
ausbildenden B

etriebe w
eiter reduzieren. D

ie M
ittel können

auf verschiedene W
eise eingesetzt w

erden. Zu beachten ist
dabei vordringlich, dass der Schw

erpunkt der finanzierten
M

aß
nahm

en bei der Ausbildung in realen A
rbeits- und G

e-
schäftsprozessen liegt und w

eniger beim
 Ausbau der über-

betrieblichen Ausbildung. D
ies liefe der Idee der Lokalisie-

rung der Ausbildung entgegen. Es scheint eher angem
essen,

das Instrum
ent zur Finanzierung zw

eier – hinsichtlich ihrer
W

irksam
keit in bezug auf die Schaffung neuer Ausbildungs-

plätze schon erprobter – M
aß

nahm
en zu nutzen.

(1)U
nterstützungsleistungen für die Ausw

eitung des exter-
nen Ausbildungsm

anagem
ents der K

am
m

ern und der 
Institutionen der betrieblichen Selbstverw

altung 
(Innungen etc.). Zu B

eginn der Ausbildung sind dies z. B
.:

–
U
nterstützung bei der Zulassung als Ausbildungsbetrieb,

–
B
eratung bei der Ausw

ahl der Ausbildungsberufe,
–

Erarbeitung der Ausbildungspläne,

–
H
ilfen bei der Ausw

ahl der B
ew

erber und
–

A
nm

eldung der Auszubildenden bei K
am

m
ern und B

e-
rufsschulen etc.

Zur Senkung der Abbrecherquoten haben sich auß
erdem

ausbildungsbegleitende H
ilfen als w

irksam
 erw

iesen, w
ie

–
verbesserte Abstim

m
ung zw

ischen den Lernorten und
–

H
ilfe bei persönlichen Problem

en der Auszubildenden.

D
ie verschiedenen Initiativen zum

 externen Ausbildungs-
m

anagem
ent (zunächst in Schlesw

ig-H
olstein und H

am
burg,

später z. B
. in Sachsen, M

ecklenburg-Vorpom
m

ern und 
H
essen) haben jew

eils beachtliche Erfolge erzielt – so w
ur-

den in H
am

burg und Schlesw
ig-H

olstein innerhalb eines
Jahres 500 zusätzliche Ausbildungsplätze geschaffen, der
sächsische Ausbildungsring der M

etall- und Elektroindustrie
A
R
IM

ES gibt 600 neue P
lätze an. 

D
as Problem

 besteht hier hauptsächlich darin, die Initiati-
ven zu verstetigen, um

 auch nach Auslaufen der Program
m

-
m

ittel ein nachhaltiges Ausbildungsm
anagem

ent zu ge-
w

ährleisten. W
ie ein G

utachten zum
 sächsischen externen

Ausbildungsm
anagem

ent feststellt, besteht die Lösung der
Verstetigung dieses M

odells darin, m
ittelfristig die U

nter-
nehm

en an den Kosten zu beteiligen. D
ie Tarifverträge

eröffnen hier einen W
eg, das externe Ausbildungsm

anage-
m

ent und die dadurch erzielbaren Entlastungen für die Aus-
bildungsbetriebe bundesw

eit zu etablieren. 

(2)Externes O
rganisationsm

anagem
ent für Ausbildungspart-

nerschaften
D
ie Ausw

eitung des externen Ausbildungsm
anagem

ents 
lässt sich organisatorisch m

it der zw
eiten anzustreben-

den M
aß

nahm
e verbinden, der flächendeckenden Instal-

lierung von Ausbildungskooperation in der Form
 von 

Ausbildungspartnerschaften. W
ie die entsprechenden 

M
odellversuche gezeigt haben, ist dieses Instrum

ent her-
vorragend geeignet, um

 gerade kleinere B
etriebe ohne 

hauptam
tliche Ausbilder und solche m

it spezialisierten 
G
eschäftsfeldern in die Ausbildung einzubinden. H

ierbei 
bedarf es vor allem

 in der Einführungsphase dieser m
o-

dernen Ausbildungsform
 der organisatorischen U

nterstüt-
zung. In Pilotregionen konnte auf diesem

 W
ege die Zahl 

der Ausbildungsbetriebe um
 über 30 %

 erhöht w
erden.

D
as didaktische Konzept der beruflichen G

rundbildung ori-
entiert sich am

 „N
ovizen-Experten-Paradigm

a“ und dam
it

an einem
 B

ildungskonzept, das in besonderer W
eise auf

den Ü
bergang von der Schule in die B

erufsausbildung zielt.
D
ieses B

ildungskonzept erlaubt es darüber hinaus, m
it sei-

nem
 ersten Lernbereich (berufliches O

rientierungsw
issen)

die zw
eijährige berufliche G

rundbildung in ihrem
 ersten Jahr

als eine auf den gew
ählten B

eruf bzw
. das gew

ählte B
erufs-

feld hin zielende B
erufsorientierung auszugestalten.

D
urch diese Verbesserung des Ü

bergangs von der Schule in
die A

rbeitsw
elt an der ersten Schw

elle entstehen deutlich
günstigere B

edingungen für das betriebliche Ausbildungs-

verhalten. Es kann davon ausgegangen w
erden, dass die

Q
ualität der B

erufsorientierung zunim
m

t und die Abbrecher-
quote sinkt. Falls auf diesem

 W
ege zugleich die G

esam
tver-

w
eildauer im

 B
ildungssystem

 gesenkt w
erden kann und die

Q
ualität der B

erufsausbildung angehoben w
ird – sow

ohl für
die leistungsschw

ächeren als auch für die leistungsstärke-
ren Schüler –, dann trägt dieses system

bildende Konzept
erheblich zur Stabilisierung der Ausbildungssituation bei.
D
ie Ausbildungsbetriebe haben den Vorteil, dass sie die

Auszubildenden ohne Ausbildungskosten im
 R

ahm
en dieser

Vor-Lehre kennen lernen und in einem
 ersten Schritt an A

r-
beitsaufträge heranführen können, die gezielt auf die B

e-
rufsausbildung vorbereiten.

D
ie berufliche W

eiterbildung in Fachschulen – z. B
. von

qualifizierten Facharbeitern zu Technikern nach einer erfolg-
reich abgeschlossenen B

erufsausbildung sow
ie einer zw

ei-
jährigen B

erufspraxis – ist ein etablierter B
ildungsgang 

im
 System

 der beruflichen B
ildung. D

ie B
efunde der B

erufs-
bildungsforschung legen nahe, auch für diesen B

ildungs-
gang auf Fachschulniveau das Lernen im

 Prozess der A
rbeit

stärker zu nutzen. H
ier bietet sich daher an, eine duale

Fachschulausbildung einzuführen, bei der unm
ittelbar im

A
nschluss an eine duale B

erufsausbildung schulisches 
Lernen auf das Engste m

it der Ü
bernahm

e von Leitungsauf-
gaben (z. B

. auf der Ebene des Technikers) – im
 Sinne des

H
ineinw

achsens in die neuen A
rbeitsaufgaben – schrittw

eise
verknüpft w

ird. D
adurch w

ürde die D
urchlässigkeit der be-

ruflichen K
arrierew

ege w
eiter erhöht. 

D
ie Verzahnung beruflicher Aus- und W

eiterbildung im
 

M
edium

 dualer Lernform
en ist ein Schritt zur Erhöhung der

Attraktivität beruflicher B
ildungskarrieren und w

ürde zur
Ausw

eitung betrieblicher Ausbildungsplätze – hier auf dem
N
iveau der Technikerausbildung – beitragen. Auch für diese

M
aß

nahm
e kann unterstellt w

erden, dass die Ausbildungs-
qualität erhöht und die Verw

eildauer im
 B

ildungssystem
 

reduziert w
erden kann. Es gibt gute G

ründe davon auszuge-
hen, dass dieses Ausbildungsm

odell für Auszubildende und
Studierende attraktiv ist, da sie ihre praktische Fachschul-
ausbildung im

 R
ahm

en von ununterbrochenen B
eschäf-

tigungsverhältnissen durchführen können. Für die B
etriebe

ergibt sich die Attraktivität dieses Ausbildungsm
odells da-

durch, dass sie an der Ausbildung m
itw

irken und vom
 Ver-

bleib der Führungskräfte im
 beschäftigenden B

etrieb ausge-
hen können.
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schaftliche und sozialpolitische N
utzen dieser M

aß
nahm

en
besteht darin, dass sie die Erhöhung der Ausbildungsquali-
tät bei gleichzeitiger Senkung der Ausbildungskosten und
eine Stabilisierung der Facharbeitsm

ärkte auf dem
 N

iveau
einer höheren Ausbildungsquote erm

öglichen. Insofern w
ird

m
it diesem

 M
aß

nahm
enkatalog ein innovationsorientiertes

und nicht prim
är ein sozialpolitisch ausgerichtetes Instru-

m
entarium

 vorgeschlagen. 

2
3

D
a es sich um

 ein zusam
m

enhängendes M
aß

nahm
enpaket

handelt, ist zu em
pfehlen, es m

it allen Punkten um
zusetzen

und seine W
irkungen durch einen Prozess der form

ativen
Evaluation zu begleiten.

D
ie durchschnittlichen Ausbildungskosten stellen sich nach

A
ngaben des B

IB
B
 zur Zeit w

ie folgt dar.

D
ie N

ettokosten von 8.705 Euro reduzieren sich laut B
IB

B
auf 2.448 Euro bei B

erücksichtigung der O
pportunitätskos-

ten. D
iese ergeben sich aus der Ü

bernahm
e der Auszubil-

denden durch den ausbildenden B
etrieb. D

adurch entfallen
aufw

endige Rekrutierungs- und Einarbeitungskosten. Auf
diese W

eise w
ird zw

ar die B
ilanz im

m
er günstiger, so dass

eine B
ilanzierung von Kosten, Erträgen und Einsparungen

zu dem
 Resultat führt, dass die betriebliche B

erufsausbil-
dung netto schließlich keine Kosten verursacht und betriebs-
w

irtschaftlich betrachtet eher einen G
ew

inn darstellt. D
er

Kostenblock selbst bleibt jedoch unverändert. Aussichtsrei-
che M

aß
nahm

en zur Erhöhung der betriebsw
irtschaftlichen

Attraktivität der betrieblichen B
erufsausbildung m

üssen da-
her hier ansetzen.

W
ie die IG

 M
etall 2001 bereits festgestellt hat, kann und

sollte „gerade das Kostenargum
ent ... bisher nicht ausbil-

denden B
etrieben die Entscheidung pro Ausbildung erleich-

tern“. D
ies gilt auch für die Ausbildung in Ausbildungspart-

nerschaften. D
as B

eispiel O
stdeutschland zeigt, dass die

staatliche Förderung dazu geführt hat, dass fast 50 %
 der

kleinen und m
ittleren B

etriebe diese Form
 der Ausbildung

überdurchschnittlich nutzen (vgl. z. B
. die Studie des Fraun-

hoferinstitutes zur Lage in der Investitionsgüterindustrie –
K
inkel et al. 2001). 

D
ie hier vorgeschlagenen Reform

m
aß

nahm
en sind nicht nur

dazu geeignet, die Ausbildung an die neueren Entw
icklun-

gen in der B
etriebsorganisation anzubinden und die Ausbil-

dungsqualität zu erhöhen, sondern haben darüber hinaus
den Effekt, die Kosten für ausbildende B

etriebe sow
eit 

zu senken, dass die Entscheidung pro Ausbildung auch be-
triebsw

irtschaftlich rational w
ird.

D
urch die Reorganisation der Ausbildung und ihre Einbet-

tung in G
eschäfts- und A

rbeitsprozesse reduzieren sich zu-
nächst die Kosten für das Ausbildungspersonal. D

ie ver-
stärkte B

eteiligung nebenberuflicher Ausbilder dürfte, vor-
sichtig geschätzt, einen durchschnittlichen Einspareffekt
von jährlich 1.200 Euro haben. D

er w
eitgehende Abbau der

Prüfungen und ihre Einbindung in betriebliche Aufgaben-
stellungen, die Externalisierung der Ausbildungsverw

altung
und die M

öglichkeit, durch Ausbildung im
 Verbund die

2
2

auß
erbetriebliche B

erufsausbildung einzuschränken, sollte
die sonstigen Kosten um

 m
indestens 800 Euro jährlich re-

duzieren (durch eine ähnliche U
m

strukturierung beläuft sich
alleine die Ersparnis beim

 Prüfungsaufw
and des M

echatro-
nikers auf über 500 Euro – vgl. IG

 M
etall 2001). 

D
er Ab- und U

m
bau von Lehrw

erkstätten erhöht in Zusam
-

m
enhang m

it der Förderung des Lernens in A
rbeitsprozes-

sen nicht nur die Ausbildungsqualität, sondern auch die
produktiven Leistungen des Auszubildenden für die B

etrie-
be. Auch hier sind jährliche Einsparungen von 800 Euro eine
eher konservative Schätzung.

A
llein durch diese Einsparungen – zusätzliche Effekte w

ie 
z. B

. geringere Abbrecherquoten durch B
etreuung der Auszu-

bildenden im
 Ausbildungsm

anagem
ent und die Vor-Lehre;

gesteigerte A
ttraktivität des dualen System

s auch für höher-
qualifizierte Auszubildende sind noch nicht berücksichtigt –
w

ird die Zusam
m

ensetzung der Ausbildungskosten so be-
einflusst, dass sich schon w

ährend der Ausbildungszeit ein
quantifizierbarer N

utzen für die B
etriebe ergibt. D

abei w
ird

die Ausbildung nicht zu verdeckter N
iedriglohnbeschäfti-

gung um
funktioniert, sondern die Ausbildungsqualität noch

gesteigert. U
nter diesen Voraussetzungen ist davon auszu-

gehen, dass die Ausbildungskapazitäten der B
etriebe in 

einem
 w

eitaus höheren M
aß

 ausgeschöpft w
erden können

als bisher.

A
lle sieben M

aß
nahm

en (vgl. Tab. 3) lassen erw
arten, dass

durch ihre U
m

setzung die Q
ualität der dualen B

erufsausbil-
dung gestützt w

ird und ansteigt. D
ie M

aß
nahm

e 6 zielt zu-
gleich auf eine verbesserte Q

ualität des Lernens beim
 Ü

ber-
gang von der Schule in die B

erufsausbildung. 

D
ie Erhöhung der Ausbildungsqualität w

ird durchgängig
von allen M

aß
nahm

en angestrebt. Vor allem
 bei den M

aß
-

nahm
en 2, 4 und 5 ergibt sich eine deutliche Absenkung

der Ausbildungskosten. D
ies gilt indirekt auch für die M

aß
-

nahm
en 1, 3, 6 und 7. 

In der Sum
m

e w
erden nur solche M

aß
nahm

en eine duale
B
erufsausbildung stärken, die sich betriebsw

irtschaftlich als
rentabel ausw

eisen und organisieren lassen. D
er volksw

irt-

5
.

K
o
s
ten

Vollkosten
Ausbildungspersonalk.

Ausbildungsentgelt
Sachk.

Sonstige K
.

Erträge
N
etto-K

.
16.435

5.893
8.269

545
1.728

7.730
8.705

Tab. 2:
Ausbildungskosten laut B

IB
B
 in Euro pro Auszubildenden pro Jahr (Stand: 2002)

M
assn

ah
m

en
 zur h

ö
h
eren

 A
ussch

ö
pfun

g des P
o
ten

zials betrieblich
er A

usbildun
gsplätze

M
aß

nahm
en

erw
artete Effekte

(1)
Entw

icklungs- und anw
enderoffene 

–
größ

ere G
estaltungsspielräum

e für die betriebliche 
dynam

ische K
ernberuflichkeit

B
erufsbildung

–
geschäftsprozessbezogene Ausbildung

–
höhere Ausbildungsqualität

(2)Verschlankung und D
ezentralisierung des 

–
Senkung der Ausbildungskosten

–
ausbildungsunterstützende Prüfungspraxis

(3)Lernfeldorientierte integrierte B
erufsbildungspläne

–
Verbesserung der Lernortkooperation durch ein 
gem

einsam
es Curriculum

–
Erhöhung der Ausbildungsqualität

–
Entlastung der B

etriebe durch eine praxis-bezogene 
berufsschulische B

erufsbildung

(4)Abbau und U
m

bau von Lehrw
erkstätten durch die 

–
Senkung der Ausbildungskosten

–
Erhöhung der Ausbildungsqualität

(5)Ausbildungspartnerschaft und Ausbildungskooperation
–

Schaffung überbetrieblicher Ausbildungsfunktionen

–
Erhöhung der Ausbildungsqualität

–
Senkung der Ausbildungskosten

(6)Verbesserter Ü
bergang von der Schule in die

–
Senkung der Abbrecherquoten

–
verbesserte Rekrutierung von Auszubildenden

–
Erhöhung der Ausbildungsqualität

(7)D
uale Fachschule

–
Erhöhung der A

ttraktivität beruflicher K
arrierew

ege

–
positive R

ückw
irkung auf die berufliche 

Erstausbildung

–
Entstehung betrieblicher Ausbildungsplätze für die 
Fachschulausbildung

Prüfungsw
esens

Verstärkung des Lernens in lernförderlichen 
A
rbeitsprozessen

A
rbeitsw

elt

Tab. 3:
M

aß
nahm

en zur höheren Ausschöpfung des Potenzials betrieblicher Ausbildungsplätze
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